
Rechtsfähige Stiftungen werden als Fami-
lienstiftungen oft eingesetzt, um große
Vermögen zu sichern und zu erhalten, Fa-
milienangehörige dauerhaft zu versorgen
und, indem eine Entstrickungsbesteue-
rung des Stiftungsvermögens bei Wohn-
sitzwechsel vermieden wird, deren inter-
nationale Mobilität zu gewährleisten. Auf-
grund ihrer geringen Anzahl – etwa 95
Prozent der deutschen rechtsfähigen Stif-
tungen sind gemeinnützige Stiftungen –
gelangen Sachverhalte bezüglich Famili-
enstiftungen nur selten zur Entscheidung
vor den Bundesfinanzhof (BFH).

Mit seinem Urteil vom Juli (Az. II R
6/16) hatte der BFH nunmehr die Gele-
genheit, in einem Fall zu entscheiden, in
dem eine in der Schweiz errichtete Famili-
enstiftung einem in Deutschland wohn-
haften Nachkommen der Familie Y einen
Millionenbetrag zugewendet hatte.
Zweck der schweizerischen Familienstif-
tung sind einmalige Unterstützungsleis-
tungen an Angehörige der Familie Y in ju-
gendlichen Jahren zur Anschubfinanzie-
rung. Darüber, ob, an wen, in welcher
Höhe und zu welchem Zeitpunkt eine Zu-
wendung der Stiftungen an Begünstigte
(Destinatäre) erfolgt, entscheidet der Stif-
tungsrat im Rahmen des Stiftungszwecks
nach seinem freien Ermessen.

Der BFH stellt sich gegen die Auffas-
sung des Finanzamts und Finanzgerichts,
wonach die Zuwendung auch für den Fall,
dass diese satzungsgemäß sei, als „Er-
werb durch Zwischenberechtigte wäh-
rend des Bestehens der Vermögensmasse
ausländischen Rechts“ der Schenkung-
steuer unterliege. Der Schenkersteuertat-
bestand in § 7 des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetzes sollte vor allem
Besteuerungslücken beim angloamerika-
nischen Trust schließen. Die Finanzver-
waltung wendet ihn aber auch auf Zuwen-
dungen von ausländischen Stiftungen an.

In seiner Urteilsbegründung schließt
der BFH die Anwendung auf ausländi-
sche rechtsfähige Stiftungen nicht grund-
sätzlich aus, jedoch sah er in dem Zuwen-
dungsempfänger keinen „Zwischenbe-
rechtigten“. Zwischenberechtigter sei
nur, wem unabhängig von einem konkre-

ten Ausschüttungsbeschluss Rechte an
der Vermögenssubstanz oder den Erträ-
gen der Vermögensmasse zustehen. Der
BFH verweist insofern insbesondere auf
den Wortlaut und misst dem Begriffsteil
„. . . berechtigt . . .“ eine selbständige Be-
deutung bei. In dem entschiedenen Fall
hatte der Zuwendungsempfänger gegen
die Familienstiftung keine Ansprüche auf
Ausschüttung, der Stiftungsrat konnte im
Rahmen der Satzung nach freiem Ermes-
sen über Ausschüttungen entscheiden.

Auch wenn der BFH dies im vorliegen-
den Fall nicht zu entscheiden hatte, führt
die satzungskonforme Ausschüttung
beim Zuwendungsempfänger zu Einkünf-
ten aus Kapitalvermögen und unterliegt
damit grundsätzlich der Einkommensteu-
er. Die Auffassung der Finanzverwaltung
würde insofern zu einer Doppelbesteue-
rung mit Einkommensteuer und Schen-
kungsteuer führen. Es ist sehr umstritten,
ob grundsätzlich eine Doppelbesteue-
rung desselben Lebenssachverhaltes mit
Einkommensteuer und Erbschaft- oder

Schenkungsteuer zulässig ist. Solange sie
keine „erdrosselnde Wirkung“ oder sonst
übermäßig belastende Wirkung hat, ist
sie aber nicht verfassungswidrig.

Die vom BFH vertretene Auffassung
vermeidet – wenn sich aus der Stiftungs-
satzung keine Ansprüche der Destinatäre
auf Ausschüttung oder sonstige Teilhabe
am Vermögen der Stiftung ergeben – die
zweifache Besteuerung satzungsgemäßer
Ausschüttungen ausländischer Stiftungen
an inländische Destinatäre. Ausländische
Stiftungen können damit im Einzelfall
ein geeignetes Rechtsinstitut für Zwecke
des Vermögensschutzes und der dauerhaf-
ten Versorgung von Familienangehörigen
sein. Solange die Finanzverwaltung sich
nicht zur Anwendbarkeit des Urteils über
den Einzelfall hinaus geäußert hat, bleibt
indes das wahrscheinliche Risiko, dass sie
eine zweifache Besteuerung der Zuwen-
dung vornimmt.
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as fast fertig gebaute Stein-
kohlekraftwerk Datteln 4 kann
im kommenden Sommer aller
Voraussicht nach den ersten
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Zankapfel: Datteln 4 gilt als das sauberste Kraftwerk seiner Art in Europa, doch die Inbetriebnahme ist umstritten. Foto Edgar Schoepal

dc. BERLIN. Der Beitrag zur Arbeitslo-
senversicherung soll nach jüngsten Plä-
nen der Regierungskoalition schon zum
1. Januar 2020 und nicht erst 2021 von
bisher 2,5 auf 2,4 Prozent des Brutto-
lohns sinken. Das erfuhr die F.A.Z. am
Dienstag aus Kreisen des Bundessozial-
ministeriums. Das Ministerium bereite
derzeit zusammen mit der Bundesagen-
tur für Arbeit die notwendigen Schritte
vor, um noch vor Jahresende eine ent-
sprechende Rechtsverordnung in Kraft
zu setzen.

Die Beitragszahler, Arbeitgeber und
Arbeitnehmer, werden dadurch in den
Jahren bis 2022 verglichen mit der bis-
herigen Beitragsregelung um insgesamt
3,6 Milliarden Euro entlastet, 1,2 Milli-
arden Euro je Jahr. Für das Jahr 2023
war schon bisher eine Anhebung des
Beitragssatzes auf 2,6 Prozent vorgese-
hen. Dabei soll es auch nach den aktuel-
len Beschlüssen bleiben. Zuletzt war
der Beitragssatz Anfang 2019 von 3 auf
2,5 Prozent gesenkt worden. Anders als
zuvor vermutet, hatte die Bundesagen-
tur für Arbeit trotzdem weiter deutliche
Einnahmeüberschüsse erzielt.

Mit einer zügigen Umsetzung der zu-
sätzlichen Entlastung war ursprünglich

nicht zu rechnen gewesen. Denn die be-
fristete Beitragssenkung war am Sonn-
tag von den Koalitionsspitzen zusam-
men mit ihrem Kompromiss zur Grund-
rente beschlossen worden, die 2021
kommen soll. Zum Termin der verein-
barten Beitragssenkung enthält das Be-
schlusspapier von Union und SPD je-
doch schlicht keine Aussage.

Noch am Montag, am Tag nach dem
Koalitionsgipfel, wurde deshalb dem
Vernehmen nach zwischen Arbeitsmi-
nisterium und Kanzleramt über den Ter-
min der Beitragssenkung verhandelt –
mit dem Ergebnis, dass sie nun zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt kommen soll.
Allerdings hatten die Koalitionäre am
Sonntag noch kurz vor ihrer Einigung
zur Grundrente sogar eine Beitragssen-
kung auf 2,3 Prozent erwogen. Darauf
deutet unter anderem eine Äußerung
von CDU-Chefin Annegret Kramp-Kar-
renbauer hin: Sie hatte in der Pressekon-
ferenz am Sonntag unmittelbar nach
der Koalitionseinigung – offenbar verse-
hentlich – von einer Senkung „um 0,2
Prozent“ gesprochen. Im gleichzeitig
verbreiteten Beschlusspapier ist jedoch
eine Senkung auf 2,4 Prozent schrift-
lich festgehalten, aber ohne Termin.

Stiftungsgeld aus dem Ausland
Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs könnten Finanzbehörden Zuwendungen
von Stiftungen doppelt besteuern. Von Nils Meyer-Sandberg, Hamburg

Der Weg zum Kohleausstieg
Steinkohlekraftwerke
sollen eigentlich durch
ein Ausschreibungs-
verfahren stillgelegt
werden. Für Datteln 4
gibt es eine Ausnahme.

Von Helmut Bünder,
Bonn

Arbeitslosen-Beitrag soll schon
zum Jahreswechsel weiter sinken
Entlastung wird zeitlich von Grundrente entkoppelt

„TÜV“ für Künstliche Intelligenz
Bundesarbeitsministerium will mehr Kontrolle
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